Kosten der Fremdplatzierung von Kindern, die zwecks späterer Adoption von Pflegeeltern aufgenommen wurden.
Sachverhalt:

Das Ehepaar Z. in der Gemeinde St. nahm im Jahr 1996 zwecks späterer Adoption das Kind P aus dem Ausland zu sich in Pflege. Gegenüber der zuständigen Behörde in St. verpflichtete sich das Ehepaar Z in Anwendung von Art. 6 Abs. 4 PAV
 schriftlich, für den Unterhalt des Kindes in der Schweiz wie für ein eigenes aufzukommen und gab die Garantieerklärung ab, bei Nichterfolgen der Adoption dem Gemeinwesen alle Kosten zu ersetzen, welche es an ihrer Stelle für den Unterhalt des Kindes ausgelegt hat. In der Folge kam es aus verschiedenen Gründen nicht zu einer Adoption und das Kind P wurde im Januar 1999 dem Ehepaar Y. in der Gemeinde G. in Pflege zwecks späterer Adoption anvertraut. 

Dieses Ehepaar Y. war bereits im Besitz einer provisorischen Pflegeplatzbewilligung zwecks Aufnahme eines ausländischen Kindes zur späteren Adoption, da es sich seit einiger Zeit um die Aufnahme eines solchen Kindes bemüht hat. Das Ehepaar Y. hat vorgängig keine schriftliche Grantierklärung gemäss Art. 6 Abs. 4 PAV geleistet. 

Die Vormundschaft über das Kind P wurde in der Folge per März 1999 von der Gemeinde St. an die Gemeinde G. übertragen. Im Sommer 2000 musste die Vormundschaftsbehörde G. das Kind fremdplatzieren, da ein weiteres Verbleiben des Kindes beim Ehepaar Y nicht mehr zugemutet werden konnte. Per 31.12.2000 wurde die Vormundschaft wieder in die Gemeinde St. zurückübertragen.

Die Gemeinde G. stellt nun die Frage, wer für die Kosten der Fremdplatzierung in der Zeit vom Sommer 2000 bis 31.12.2000 aufzukommen habe.

Erwägungen:

1. Formelles

Als erstes ist die Zuständigkeit für die finanzielle Unterstützung des Kindes P. zu klären.

Über das Kind P wurde in Anwendung von Art. 368 ZGB bei der Einreise in die Schweiz im Jahre 1996 eine Vormundschaft errichtet. Diese Vormundschaft wurde mit Beschluss vom März 1999 an die Gemeinde G. übertragen und von dieser wiederum per 31.12.2000 an die Gemeinde St. rückübertragen. 

Das unmündige Kind hat in Anwendung von Art. 7 Abs. 3 lit. a ZUG
 einen eigenen Unterstützungswohnsitz am Sitz der Vormundschaftsbehörde, unter derer Vormundschaft es steht. Damit besteht eine Identität zwischen dem Unterstützungswohnsitz und dem zivilrechtlichen Wohnsitzes (Art. 25 Abs. 2 ZGB) des unmündigen, unter Vormundschaft stehenden Kindes.

Der Unterstützungswohnsitz von P. befand sich somit in der Zeit vom Sommer 2000 bis 31.12.2000 in der Gemeinde G. Mit der Rückübertragung der Vormundschaft per 31.12.2000 an die Gemeinde St. befindet sich der Unterstützungswohnsitz ab. 1.1.2001 nun wiederum in der Gemeinde St.
. 

Die Gemeinde G. ist somit im Rahmen des kantonalen Sozialhilfegesetzes für die Regelung der Kosten der Unterbringung des Kindes P. von Sommer 2000 bis 31.12.2000 zuständig.

2. Materielles

Das Ehepaar Z in St. hat eine schriftliche Garantieerklärung abgegeben, dass es bei Nichtzustandekommen der Adoption dem Gemeinwesen die Kosten ersetzt, welche für den Unterhalt des Kindes nun aufgewendet werden müssen. Diese Garantieerklärung wurde in der Pflegekinderverordnung vorgesehen, weil die Unterhaltspflicht der leiblichen Eltern im Ausland in der Regel nicht mehr gewährleistet ist, sei es auch faktischen oder rechtlichen Gründen
. Diese vertragliche Unterhaltpflicht garantiert somit den Unterhalt des Kindes im Umfang der elterlichen Unterhaltspflicht (Art. 276/277 ZGB). Solange das Kind in der Gemeinschaft mit den Pflegeeltern lebt wird diese Unterhaltspflicht in Natura geleistet. 

Mit der Aufhebung des Pflegeverhältnis tritt nun diese vertragliche Unterhaltspflicht des Ehepaar Z. an Stelle der tatsächlichen Leistungen während der Dauer der Pflege. Das Kind P. wurde in der Folge direkt vom Ehepaar Z. in die Pflege des Ehepaars Y. gegeben. Pflegeeltern haben im Grundsatz Anspruch auf ein angemessenes Pflegegeld (Art. 294 Abs. 1 ZGB). Das Ehepaar Y. begründete das Pflegeverhältnis jedoch im Hinblick auf eine spätere Adoption. In dieser Situation wird Unentgeltlichkeit vermutet, sofern nichts anderes vereinbart wurde
. Die vertragliche Unterhaltspflicht des Ehepaares Z. ruhte somit solange, als sich das Kind P. beim Ehepaar Y in Pflege befand und der Unterhalt durch das Ehepaar Y. in Natura geleistet wurde..

Mit der Aufhebung des Pflegeverhältnisses im Sommer 2000 und der Platzierung des Kindes P. in einer Institution lebt nun diese vertragliche Unterhaltspflicht des Ehepaares Z. wieder auf
. Das Ehepaar Z. ist der Gemeinde G. für die Rückerstattung der angefallen Kosten im Zeitraum vom Sommer 2000 bis 31.12.2000 verpflichtet. Grenze für die Rückerstattung bildet die Leistungsfähigkeit des Ehepaares Z. analog der Leistungsfähigkeit im Rahmen der elterlichen Unterhaltspflicht (Art. 276 ZGB)
.

Der Umstand, dass das Ehepaar Y. bereit gewesen wäre, ein Kind direkt aus dem Ausland in Pflege aufzunehmen und dabei verpflichtet gewesen wäre, eine vertragliche Unterhaltspflicht einzugehen im Sinne vom Art. 6 Abs. 4 PAV, hat nicht zur Folge, dass die vom Ehepaar Z. geleistete Garantieerklärung nun auf das Ehepaar Y. übergegangen wäre. 

Das Ehepaar Z. hat die Folgen der Nichtadoption zu tragen. 
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� siehe dazu ausführlich: Thomet Werner, Kommentar zum Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (ZUG), Zürich 1994, N. 117ff, insbesondere N. 133
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� siehe dazu Berner Kommentar Art. 294 N. 25-34


� siehe dazu Berner Kommentar Art. 294 N. 44


� siehe dazu berner Kommentar Art. 294 N. 42





